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I. Verordnungen und Entscheidungen.
r.

Unzulässigkeit von Austräger » der Schulbehörden , den
bankonseuslnähigen Zustand eines Schnlhanses nach¬

träglich zu ändern.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshvfes vom
17 . Dezember 1902 , Nr . 10893 (M .-Abt . XV , Z . 2425/03 ) :

Im Ramm Seiner MaMät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltnngsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Ersten

Präsidenten Dr . Grafen Schönborn,  in Gegenwart der Räte des k k. Ver-
waltnngsgerichtshofes Freiherrn v. Jakobi,  Truxa,  Dr . Ritter v.
Popelka  und Dr . B a l k o, dann des Schriftführers k. k. Hofsekretärs
Grafen Kncnburg  über die Beschwerde der Stadtgemeinde Wien gegen
die Entscheidung des k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht vom
17 . September 1901 , Z . 24912 , betreffend die Auflassung von Schnlleiter-
wohnungen , nach der am 17 . Dezember 1902 dnrchgefübrten öffentlichen münd¬
lichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten,
sowie der Ausführungen d,s Dr . Wolfgang N i g l e r , Hof- und Gerichts'
advokaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde , sowie der Gegcnaus-
führungen des k. k. Ministerialsekretärs Dr . v. B r e i t e n b e r g, in Vertretung
des belanglen k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht , sowie der Gegen¬
ausführungen des persönlich erschienenen mitbeteiligten Oberlehrers Alexander
Schopf zu Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird wegen mangelhaften Verfahrens
aufgehoben.

E n t s che i d u n g s g r ü n d e.

Der Bezirksschulrat der Stadt Wien hat mit der Entscheidung vom
29 . Oktober 1898 , Z . 2175 , die von den Oberlehrern Josef Angermayer
und Alexander Schopf im dritten Stockwerke des Schulgebäudes V., Hunds-
tnrmcrstraße 14 , innegchabten Wohnungen aus sanitären Gründen als Natural-
wohnnngen nicht geeignet erklärt und den genannten Oberlehrern eine
Quartiergcldentschädigung von je 450 fl. (900 L ) zngesprochen.

Diese Entscheidung wurde über den von der Gemeinde Wien dagegen
ergriffenen Rekurs mit der Entscheidung des Landesschulrates vom 27 . Mai
1899 , Z . 3533 , bestätigt , weil die Isolierung der besagten Schnllciterwohnungen
von den übrigen Schulräumen im Falle des Vorkommens einer Infektions¬
krankheit in den elfteren nicht durchführbar sei, daher in solchem Falle die
Schulen geschlossen werden müßten und diese Gefahr durch gewisse bei den
Wohnungen bestehende Übelstände noch erhöht werde . Dem weiteren Rekurse
der Gemeinde Wien wurde vom Ministerium für Kultus und Unterricht mit

der nun Hiergerichts angefochtenen Entscheidung „angesichts der maßgebenden
baulichen und sanitären Verhältnisse " keine Folge gegeben.

In der vorliegenden Beschwerde wird die Gesetzmäßigkeit der von den
i Schulbehörden getroffenen Verfügung der Auflassung der Schulleitern »ohnnngen

im besagten Schulgebäude gegen Entschädigung der beiden Oberlehrer durch
das entsprechende Qnartiergeld hauptsächlich mit der Einwendung der Rechts¬
kraft des für das Schulgebäude in der Hundstnrmerstraße seinerzeit mit Zu¬
stimmung der Schulbehörde erteilten Bau - und Benütznngskonsenses bestritten
und geltend gemacht , daß der Z 11 der Verordnung des Landesschulrates vom
6. Juni 1888 bezüglich der Naturalwohnnngen in bestehenden Schulhäusern
nur eine fakultative Bestimmung treffe.

Der Verwaltungsgerichtshof ist bei seinem Erkenntnisse von folgenden
! Erwägungen ausgegangen :

Wie die den Administrativakten beigelegenen bezüglichen Bauakten und
die von der Beschwerde beigebrachten Abschriften aus denselben ausweisen , war
der vom Gemeinderate der Stadt Wien am 18 . September 1874 beschlossene,
im Jahre 1875 ausgeführte Ban einer Doppelschnle im V. Bezirke, Hnnds-
tnrmerstraße , mit drei Stockwerken und der Bestimmung der Unterbringung
der Naturalwohnnngen für die beiden Schulleiter im dritten Stockwerke
projektiert und wurde bei der am 7. November 1874 hierüber stattgehabten
Bauverhandlung festgestellt, daß das Projekt den Anforderungen der Wiener
Bauordnung vollkommen entspreche und in technischer Beziehung gegen die
Ausführung kein Hindernis obwalte . Zu dieser Bauoerhandlung war zwar die
Schulbehörde nicht beigezogen ; das Projekt war aber schon vorher dem
Bezirksschulräte der Stadt Wien , beziehungsweise dem mit der Leitung der
bezüglichen Agenden betrauten Mitglieds desselben zur gutächtlichen Äußerung
milgeteilt worden , welche laut Referates Z . 97845 ox 1874 am 3 . September
1874 dahin abgegeben wurde , daß gegen das Bauprojekt keine Einwendung
erhoben werde und nur bezüglich des Turnsaales eine Rektifizierung vorzu¬
nehmen wäre , worauf über Gemeinderatsbeschlnß vom 18 . November 1874
mit dem magistratischen Dekrete vom 23 . November 1874 , Z . 97845 , dem
Stadtbauamte unter Berufung auf das Ergebnis des am 7. November 1874
abgehaltenen Lokalaugenscheines die Ausführung des Projektes anfgetragen
wurde . Dieser Auftrag bildet für die betreffende Bauführung der Stadt Wien
im Sinne des Z 87 , Z . 1 der damals in Geltung gestandenen Bauordnung
für Wien vom 2. Dezember 1868 , L.-G .-Bl . Nr . 24 , die rechtsförmliche Bau-
bewilligung . Auf Grund der am 13. und 24 . September 1875 unter Bei¬
ziehung eines Sanitütsexperten vorgenommenen kommissionellen Besichtigung
des vollendeten Baues wurde sodann mit magistratischem Dekrete vom
26 . September 1875 , Z . 184082 , insbesondere auch für die im dritten Stock¬
werke befindlichen beiden Direklorswohnungen vorbehaltlos der Benützungs¬
konsens erteilt.

Durch den sohin mit Zustimmung der Schulbehörde für den Bau und
die Benützung des in Rede stehenden Gebäudes von der kompetenten Bau¬
behörde erteilten Bau - und Benütznngskonsens hat die Gemeinde Wien das
Recht erlangt , dieses Gebäude nach Maßgabe des genehmigten Projektes , also
zur Unterbringung einer Knaben - und Mädchen -Volksschule nnd die Ubikationen
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des dritten Stockwerkes teilweise als Naturalwohnungen der Leiter der beiden
Schulen zn verwenden . Denn der Bankonsens ist jener Rechtsakt , welcher in
Form nnd Wirkung einer Entscheidung für den konkreten Fall den Inhalt
nnd Umfang jener Einschränkungen festsetzt, welche der Eigentümer gemäß
tz 364 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches nach den Gesetzen zur
Erhaltung nnd Beförderung des allgemeinen Wohles sich gefallen lassen muß,
woraus folgt , daß eine im Baukonseuse nicht festgestellte Einschränkung des
Eigentümers in der Benützung seines Gebäudes es nur auf Grund einer
besonderen gesetzlichen Bestimmung zulässig ist.

Es fragt sich demnach , ob die Verfügung , durch welche der Gemeinde
Wien als Eigentümerin des Schulgebäudes in der Hnndstnrmersteaße das ihr
konsensmäßig zustehende Recht , die betreffenden Ubikationen im dritten Stock¬
werke als Naturalwohnungen der Schulleiter zn benützen , entzogen wird , in
einer besonderen gesetzlichen Bestimmung begründet ist?

Eine solche erscheint weder in der Ministerialentscheidung , noch in den
Entscheidungen der ersten nnd zweiten Instanz angeführt.

Die Ministerialentscheidung bezeichnet als Grund der angefochtenen Ver¬
fügung lediglich „ die maßgebenden baulichen und sanitären Verhältnisse " nnd
in der Entscheidung des Landesschulrates werden diese Verhällnisse des näheren
dahin präzisiert , daß eine Isolierung der Schnlleiterwohnungeu von den
übrigen Schnlränmen im Falle des Vorkommens einer Infektionskrankheit in
den ersteren nicht durchführbar ist und eintretenden Falles die Schulen ge¬
schlossen werden müßten ; daß ferner diese Gefahr dadurch erhöht werde , daß
die Bewohner der im dritten Stockwerke gelegenen Wohnungen durch den bei
der Reinigung der Schulzimmer , Stiegen und Gänge aufgewirbelten Staub,
die verdorbene Luft und den Luftzug zu leiden haben.

Nun bestimmt allerdings der Z 63 des Reichs -Volksschnlgesetzes vom
14 . Mai 1869 , R .-G .- Bl . Nr . 62 , daß jede Schule die erforderlichen , den
Bedürfnissen des Unterrichtes und der Gesundheitspflege entsprechend einge¬
richteten Schullokalitäten besitzen soll , und im Einklänge damit der ß 13 des
Schulerrichtnngsgesetzes für Niederösterreich vom 5 . April 1870 , L.- G .-Bl.
Nr . 34 , daß das Schnlhans trocken gelegen und so beschaffen sein soll , daß
die Gesundheit der Schüler nicht gefährdet wird . Die ans Grund des § 16
des letzteren Gesetzes über die Beschaffenheit der Schulgebäude u . s. w . erlassene
Verordnung des Nieder österreichischen Landesschulrates vom 3 . Jänner 1874,
L.- G .-Bl . Nr . 6 , trifft hinsichtlich der Isolierung der Wohnungen von den
Schulräumen nur die Bestimmung , daß kein Wohnranm mit einem schul-
zimmer in unmittelbarer Verbindung stehen darf (ß 2 ).

Im Sinne dieser Vorschrift konnte in dem Umstande , daß die im dritten
Stocke des in Rede stehenden Schulgebäudes projektierten Schnlleiterwohnungeu
von den Schullokalitäten in den unteren Stockwerken insoweit nicht isoliert
sind , als die Bewohner der Räumlichkeiten im dritten Stocke denselben
Eingang und dieselben Stiegen benützen müssen , welche zn den Schulzimmern
im ersten nnd zweiten Stacke führen , eine Gefährdung der Gesundheit der
Schüler im Sinne der gesetzlichen Vorschriften nicht erblickt werden nnd lag
daher weder für die Schulbehörde bei der Erteilung der Zustimmung zu dem
Bauprojekte , noch für die Baubehörde bei der Erteilung des Bau - und
Bcniitznngskonsenses cm Anlaß vor , die Unterbringung der Schnlleiter-
wohnungen im dritten Stockwerke auf Grund der zitierten gesetzlichen Vor¬
schriften zu beanständen.

Die bauliche Anlage des in Rede stehenden Schulgebäudes ist somit
auch hinsichtlich der Unterbringung der Naturalwohnungen nicht bloß durch
den Bau - und Benützungskonsens gedeckt, sondern sie entspricht auch genau
der Vorschrift , welche in Durchführung des Z 13 des Gesetzes vom 5 . April
1870 zur Hintanhaltnng einer Gefährdung der Gesundheit der Kinder erlassen
wurde . Aus dem Grunde aber , weil nunmehr infolge der vorgeschrittenen
Erkenntnis der Wichtigkeit einer sorgsamen Pflege der Schulhygiene die bau¬
liche Anlage dieses Schulgebäudes in der erwähnten Richtung nicht mehr
entsprechend befunden wird , kann aus dem Z 13 lo ^ . eit . die Berechtigung
der Schulbehörden , die Benützung der im Schulgebäude konsensmäßig be¬
stehenden Schnllciterwohnungen zn untersagen , nicht gefolgert werden.

Mit dieser Ansicht steht die Bestimmung des Z 11 der Verordnung des
Niederösterreichischen Landesschulrates vom 6 . Juni 1888 , Z . 3776 , L.- G .- Bl.
Nr . 40 , vollkommen im Einklänge ; denn nach dem zitierten Paragraphen ist
zwar bei dem Neubau nnd bei größeren Erweiterungs - und Erneuerungs-
bauten von Schulhäusern eine derartige Anlage derselben , daß eine vollständige
Isolierung der Naturalwohnungen der Schulleiter von den eigentlichen Schul¬
räumen jederzeit dnrchgeführt werden kann , zur Bedingung der Bauge¬
nehmigung zu machen ; bei den bestehenden Schulhäusern ist dagegen unter
Berücksichtigung aller maßgebenden Verhältnisse dahin zu wirken , daß die im
Schulhause befindlichen Wohnungen in möglichst einfacher und wenig kost¬
spieliger Weise von den Schnllokalitäten bei günstiger Gelegenheit getrennt
werden.

Diese Bestimmung kann jedoch nur dahin aufgefaßt werden , daß in
Schulgebäuden , deren rechtlicher Bestand auf Grundlage der bisherigen ge¬
setzlichen Vorschriften zweifellos ist , eine solche Isolierung — abgesehen von
Fällen , wo dieselbe ohne nennenswerte Kosten durchführbar ist — dem Schul¬
erhalter zwar dringend empfohlen , nicht aber gegen dessen Willen zwangsweise
anferlegt werden kann.

Vorn Standpunkte der über die Beschaffenheit der Schulgebäude be¬
stehenden gesetzlichen Vorschriften könnte also der beschwerdeführenden Gemeinde
die Benützung der im Schulgebäude konsensmäßig bestehenden Schulleiter-
Wohnungen nicht untersagt werden.

Es kommt jedoch weiters zu erwägen , ob vom Standpunkte des gesetz¬
lichen Wohnungsanspruchcs der beteiligten Oberlehrer die der beschwerde-
führenden Gemeinde auferlegtc Verpflichtung gerechtfertigt sei. In dieser Be¬
ziehung hat der mitbeteiligte Oberlehrer Alexander Schopf in der öffent¬

lichen Verhandlung unter Absehen von generellen Erwägungen auf eine Reihe
von rein lokalen Übelstäuden der ihm zugewiesenen Natnralwohuung nnd
insbesondere auch auf mehrfache seit der Erbauung und , Kousentierung des
Schulgebäudes im Jahre 1875 angeblich eingstreteue Änderungen in den
Benützungs - und baulichen Verhältnissen des Schulgebäudes , welche die Be¬
nützbarkeit der Schulleiterwohnung wesentlich zn beeinflussen geeignet seien,
hingewiesen , indem hiedurch sein eigenes subjektives Interesse , beziehungsweise
sein Anspruch auf eine benützbare Wohnung unmittelbar berührt erscheine.
Demgegenüber hat der Vertreter der Beschwerde beantragt , diese Tatnmstände,
als im Administiativverfahren nicht vorgcbracht , nicht zn berücksichtigen,
eventuell aber die augefochtene Entscheidung wegen mangelhafter Erhebung
dieser Tatnmstände aufzuheben.

Der Verwaltungsgerichtshof hat nun in dieser Hinsicht aus den Admini¬
strativakten konstatiert , daß schon in der von dem genannten Oberlehrer unter
Beitritt des Oberlehrers Josef Angermayer  eingebrachten Eingabe vom
6 . April 1897 , welche die Veranlassung zn dem heutigen Streitfälle gegeben
hat , die in Frage stehenden Naturalwohnungen keineswegs bloß aus dem
Gesichtspunkte der hygienischen Schulinteresseu beanständet wurden , welche die
Entfernung dieser Naturalwohnungen von den eigentlichen Schnlränmen
erheischen würden , sondern wesentlich auch wegen der vielfachen Übelstände
für die Oberlehrer nnd deren Familien selbst , welche diese Wohnungen als
dem Wohnnngsansprnche der Oberlehrer nicht entsprechend erscheinen lassen.
Die Administrativbehörden haben jedoch in ihren Erhebungen und Ent-
Icheidungen sich überwiegend nur mir den Interessen der Schulhygiene besaßt
nnd nur nebenbei auch ans gewisse Nachteile für die Bewohner der obersten
Stockwerke reflektiert , am allerwenigsten jedoch die Sache vom Standpunkte
des den Oberlehrern gesetzlich zustehenden Wohuuugsansprnches nnd der dem¬
selben korrespondierenden Verpflichtung der Gemeinde erschöpfend erörtert.

Nach Z 5 des Gesetzes vom 27 . Dezember 1891 , L.-G .-Bl . Nr . 67 , betreffend
die Bezüge des Lehrpersonales an den öffentlichen Volksschulen im Schul¬
bezirke Wien (wie ähnlich schon vorher nach Z 32 des Lehrergesetzes für Nieder¬
österreich vom 5 . April 1870 , L.-G .-Bl . Nr . 35 ), hat jeder Ob wlehrec Anspruch
auf eine Natnralwohuung im Schulgebäude , welche mindestens ans zwei
Zimmern nnd einem Kabinette samt den erforderlichen Nebeulokalitäten zn
bestehen hat , nnd wenn eine solche Wohnung nicht beigestellt werden kann,
beziehungsweise wenn die nach HZ 1 und 2 des Gesetzes vom 17 . Oktober
1899 , L.- G .-Bl . Nr . 70 , dem Ermessen der Gemeinde Wien überlassene Bei-
stellnng der im vorzitierten H 5 vorgesehenen Naturalwohnungen im Schul¬
gebäude nicht erfolgt , auf die in demselben Z 5 festgesetzte Quartiergeldent¬
schädigung . Das Gesetz räumt also dem Oberlehrer in erster Linie das Recht
auf eine Natnralwohuung im Schulgebäude , welche eine komprtenzmäßige und
selbstverständlich zur Bewohnung durch den Schulleiter geeignete sein muß,
und nur wenn eine solche von der Gemeinde nicht beigestellt wird , auf eine
Quartiergeldentschädignng ein.

Ob nun im vorliegenden Falle die Gemeinde durch die den beteiligten
Oberlehrern beigestellten Naturalwohnungen der ihr auf Grund dieser
Gesetzesbestimmungen gegenüber dem subjektiven Rechtsansprüche der Ober¬
lehrer obliegenden Verpsl .chtung genüge geleister habe oder nicht , haben im
Streitfälle die zur Entscheidung über die gesetzlichen Bezüge des Lehrpersonalcs
berufenen Schulbehörden zn untersuchen nnd zu entscheiden . Demgemäß hätten
die von den beteiligten Oberlehrern eben aus dem Gesichtspunkte dieses ihres
rechtlichen Interesses gegen die betreffenden Naturalwohnungen erhobenen
konkreten Einwendungen unter Bedachtnahme aus die etwaigen konkreten
Gegenausführnngen der Gemeinde zum Gegenstände erschöpfender Tatbestands-
fcststellnug und ausdrücklicher Entscheidung gemacht werden sollen . In der
mangelhaften Tatbcstandsfeststellung nnd unvollständigen Entscheidung hat der
Verwaltungsgerichtshof eine wesentliche Mangelhaftigkeit des Verfahrens
erblickt und gelangte demnach zur Aufhebung der angefochtenen Entscheidung
gemäß 8 6 des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G . -Bl . Nr . 36 ox 1876.

Wien,  am 17 . Dezember 1902.
Schönborn  in . p.
K n e n b u r g n >. ;».

GesmrdhciLsschädliche Toilette -Artikel.

Zirkular -Erlaß der k. k. n.-v. Statthaltern vom 4 . März
1903 , Z . 17532 , M .-Abt . X , 1205/03 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 49 ) :

Unter Beziehung auf die Bestimmungen des Z 6 der Ministerialverord-
nung vom 1. Mai 1866 , N .-G .-Bl . Nr . 54 ( l der Ministerialverordnuug vom
13 . Oktober 1897 , R .-G .-Bl . Nr . 234 ), betreffend die Verwendung von
Giftfarben und gesundheitsschädlichen Präparaten bei verschiedenen Gebrauchs¬
gegenständen und den Verkauf derselben , hat das k. k. Ministerium des Innern
mit dem Erlasse vom 10 . Februar 1903 eröffnet , daß vom ständigen Beiräte
für Angelegenheiten des Verkehres mit Lebensmitteln und einigen Gebrauchs¬
gegenständen in der Sitzung vom 22 . Dezember 1902 nachstehende Toilette-
Artikel als gesundheitsschädlich  bezeichnet worden sind:

1. „ Arabella ' s amerikanischer Haar - Regenerator ", wegen Blcigehaltes.
2 . „ Piliptou " von I . Jhnatowicz in Lemberg , wegen Bleigehaltes.
3 . „ Colorogene " , Dr . Louis Dupaint 's bestes , ganz unschädliches Haar¬

färbemittel , Wien , wegen des Gehaltes von Silbernitcat.
4 . „ Brylon " , Haarfärbemittel , wegen des Gehaltes von Silbernitrat.
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Dieser Erlaß ergeht an sämtliche Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich , den Wiener Magistrat (Abt . X ), die magistratischen Bezirksämter in
Wien , die k. k. Polizei - Direktion in Wien und die Stadträte in Wiener -Neu¬
stadt und Waidhofen an der Ubbs mit dem Aufträge , die Interessenten (Ärzte,
Apotheker , Drognisten und andere ) hierauf aufmerksam zu machen.

Einholung eiues Geuossenschaftsgutachteus über den
Bes ihiguugsuachweis bei Erteilung von Konzessionen

zum Betriebe des ClektroLechuikergewerbes.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 4 . April 1903,
Z . 32117 , M .-Nbt . XVII , 1853/03 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 52 ) :

Merkmal einer Übertretung des erwähnten Z 77 anfweisen , bei Versteigerungen
in Versatzämtern und Pfandleihanstalten nicht verkauft werden und daher von
den Schätzmeistern übernommen werden sollen , daun wenn die letzteren darum
ansuchen , zu gestatten , daß diese Gegenstände in unverletztem Zustande noch
zwei Monate , beziehungsweise bis zum nächsten Verfallstermine in Verwahrung
des Versatzamtes , beziehungsweise der Pfandleihaustalt belassen werden ; doch
muß hierüber eine ganz zuverlässige Evidenz geführt werden . Diese Gegen¬
stände dürfen der innerhalb dieses Zeitraumes durch Vorweisung des Pfand¬
scheines sich legitimierenden Partei in unzerbrochenem Zustande ausgefolgt
werden.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
7 . März 1903 aä Z . 35832 ex 1902 die k. k. Bezirkshauptmannschaften und
die beiden Stadträte in Nudcrösterreich , dann der Wiener Magistrat , sowie
die Zentral -Direktion des k. k. Versatzamtes in Wien in Kenntnis gesetzt.

K.
Das k. k. Handelsministerium hat mit dem Erlasse vom 13 . März 1903,

Z . 59512 ex 1902 , ans Anlaß zweier Eingaben der Genossenschaft der kon¬
zessionierten Elektrotechniker die Notwendigkeit hervorgehoben , bei Erteilung
derartiger Konzessionen stets genau darauf zu achten , daß die Konzessionswerber
auch hinsichtlich ihrer faktischen Befähigung allen Anforderungen der Ministerial-
verordnung vom 25 . März 1883 , N .-G .-Bl . Nr . 41 , vollständig entsprechen , und
hiezu bemerkt , daß es keinem Anstande unterliegt , daß in Fällen , in denen die
zweifellose Stichhältigkeit des beigebrachten Nachweises der Befähigung nicht
genügend dargetan erscheint , im Sinne des Z 114 der Gewerbeordnung das
Gutachten der Genossenschaft eingeholt werde.

4.

Ausschluß vom Hausierhandel auf dem Gebiete der
Stadt Hajdu Nuuas ( Komitat Hajdu ) .

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 7. April 1903,
Z . 32559 (M .-Abt .-Z . 1773 ex 1903 ) :

Laut Mitteilung des köu . nng . Handelsministeriums vom 15 . Februar
1003 , Z . 5196 , wurde die Ausübung des Hausierhandels ans dem Gebiete
der Stadt Hajdu - Nunas (Komitat Hajdu ), unter Aufrechthaltnng der im
8 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen
ergänzenden Nachtragsverorduungeu den Bewohnern gewisser Gegenden ge¬
währten Rechte verboten.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
21 . März 1903 , Z . 12249 , alle k. k. Bezirkshauptmaunschaften , der Wiener-
Magistrat , die Stadlräte von Wiener -Neustadt nud Waidhofeu an der Ibbs
und die Nicderösterreichische Handelskammer in Kenntnis gesetzt.

Z.
Behandlung nicht probehältiger Gold - und Silber
gegenstände bei Versteigerungen in Pfandleihanftalten

und Versatzämtern.
Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. April

1903 , Z . 26718 , M .-Abt . XVII , 1810,03 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 54 ) :

Nach Z 77 des mit kaiserl . Verordnung vom 26 . Mai 1866 , R .-G .-Bl.
Nr . 76 , kuudgemachtcn Gesetzes über den Ft -iiigehall nun Gvld - und Silber¬
waren und dessen Überwachung unterlägen Gold - oder Silbergeräte , welche
a) mit einer nachgeahmten oder verfälschten Amtspunze bezeichnet sind , oder
welche b ) ein echtes Puuzzeichen auf - oder eingelötet tragen , oder welche
e) fremdartige Körper , als Eisen , Kupfer , Blei , minderhältiges Schlaglot,
Harzkitt und dergleichen (mit Ausnahme der zur Erhaltung der Form des
Gerätes notwendigen Unterlage , des sogenannten „ Contre - Emails " ), in nicht
sichtlicher und leicht trennbarer Weise eingeschlossen enthalten , dem Verfalle,
unabhängig von den etwa nach W 75 und 76 des Gesetzes zu verhängenden
Strafen . Die Verfertiger und deren Mitschuldige sind dem Besitzer der ver¬
fallenen Ware ersatzpflichtig.

Das k. k. Finanzministerium hat nun mit den Erlässen vom 26 . März
1902,Z . 2963 , und vom 20 . August 1902 , Z . 44768 , das k, k. Hanptpuuzierungsamt
angewiesen , wenn nicht probehältige Gold - oder Silbergegenstände bei Ver¬
steigerungen in Versatzämtern und Pfandleihanstalten vorgefunden werden,
dann , wenn diese Gegenstände Merkmaie einer Übertretung des eingangs an¬
geführten Z 77 des Pnnzierungsgesetzes aufweisen , diese Waren nach der Be-
anständung nur in zerschlagenem Zustande dem Versatzamte oder der Pfand¬
leihanstalt wieder auszufolgen ; ist der Fälscher ausfindig gemacht worden , so
ist jede weitere Amtshandlung hinsichtlich der in Beschlag genommenen Gegen¬
stände dem Gefällsstrafverfahren vorznbehalten.

Mit dem Erlasse vom 20 . August 1902 , Z . 44768 , hat das k. k. Finanz¬
ministerium das Hauplpunzierungsamt weiters noch ermächtigt , in jenen
Fällen , wo solche nicht Probehältige Gold - und Silbergegenstände , die kein

Verbot des Hausierhaudels auf dem Gebiete der
Gemeinde Bezdau ( Komitat Brses Bodrogh ) .

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. April 1903,
Z . 31420 (M .-Abt . XVII , 1774/03 ) :

Laut Mitteilung des köuigl . ungarischen Handelsministeriums vom
9 . März 1903 , Z . 10499 , wurde die Ausübung deS Hausierhandels ans dem
Gebiete der Gemeinde Bezdan (Komitat Bllcs -Bodrogh ) unter Aufrechthaltnng
der im Z 17 der bestehenden Hausiervorschriften und den in diesen Para¬
graphen ergänzenden Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden
gewährten Rechte verboten.

Hievon werben infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
20 . März 1903 , Z . 12056 , alle k. k. Bezirkshauptmannschaften und die beiden
Stadträte in Niederösterreich , der Wiener Magistrat und die n .-ö. Handels-
und Gewerbekammer in Wien in Kenntnis gesetzt.

Verhalten der Gewerbedehörden bei gerichtlichen
Pfändungen von Gewerbeberechtignngen.

Zirkular -Erlaß der k. k. u.-ö. Statthalterei vom 14 . April 1903,
Z . 34259 , M .-Abt . XVII , 1889/03 (Nvrmalieublatt des Magi¬
strates Nr . 53 ) :

Bezugnehmend auf den h . o. Erlaß vom 14 . Februar 1903 , Z . 12904,
mit welchem den Gewerbebehörden I . Instanz eine Weisung des Präsidiums
des k. k. Oberlandesgerichtes Wien an die unterstehenden Gerichte wegen Ver¬
ständigung der Gewerbebehörde von der Bewilligung von Exekutionen auf
Gewerbeberechtigungen mitgeteilt wurde , hat der Wiener Magistrat mit Bericht
vom 27 . März 1903 , Z . 1393 , die Anfrage gestellt , wie die Gewerbebehörden
vorzugeben haben , wenn die Gewerbeiuhaber , gegen welche eine solche Exeku¬
tionsmaßregel verfügt wurde , bei der Behörde die Erkäruug abgeben , ans ihre
Gewerbeberechtigung zu verzichten , das ist ihr „ Gewerbe zurücklegen " .

Hierüber wird dem Magistrate (Abteilung XVII ), daun den k. k. Bezirks-
hanptmannschaften und den beiden Stadträten in Niederösterreich unter Hinweis
auf den h . o. Zirkular -Erlaß vom 10 . März 1903 , Z . 14827 , Normalienblätter
des Magistrates Nr . 33 ex 1903 , betreffend die sogenannten bedingten Kon-
zessionsznrücklegungen , nachstehendes eröffnet.

Es kommt in solchen Fällen zunächst auf den Zeitpunkt an , in welchem
die ui Rede stehende gerichtliche Verfügung dem Exekuien zugestellt worden ist;
auf Rechtshandlungen , also auch auf Nechtsverzichte eiues Gewerbeinhabers,
die vor diesem Zeitpunkte vorgekommen sind , können die gerichtlichen Ver¬
fügungen keine Wirkung äußern.

Bei Gewerbeznrücklegungeu aber , die der Exekut nach diesem Zeitpunkte
bei der Gewsrbebehörde abgegeben hat , hat diese den Wortlaut der gerichtlichen
Verfügungen in Betracht zu ziehen ; enthält diese  e i n V 'e r b o t an
den Exekuten , eine Verfügung hinsichtlich seiner Gewerberechtigung zu treffen,
so ist seine Handlungsfähigkeit in dieser Beziehung beschränkt , und darf daher
die Gewerbebehörde eine derartige Erklärung mögt zur Kenntnis nehmen . Der
Nechtsverzicht ist wegen des Handlungsnnvermögeus des Berechtigten unwirksam.
Anders verhält es sich, wenn das Gericht ein solches Verbot
nicht ausgesprochen,  sondern z. B . bloß „ die Exekution mittels
Pfändung der dem Verpflichteten zustehenden Konzession " bewilligt hat ; in
diesem Falle steht der Gewerbebehörde nicht zu , die Wirkungen der gerichtlichen
Verfügungen selbständig zu untersuchen ; die Verzichterklärung des Gewerbe¬
inhabers muß in solchen Fällen — unbeschadet der Folgen , die sich derselbe
etwa nach dem Gesetze vom 25 . Mai 1883 , N .- G .- Bl . Nr . 78 , wegen Ver¬
eitelung von Zwangsvollstreckung durch die Vernichtung oder Veräußerung
dieses Vermögensstückes zuzieht — von der Gewerbebehörde zur Kenntnis ge
uommen werden.

Allerdings aber wird es ihre Pflicht sein , im Hinblicke ans das erwähnte
Gesetz^ das die Exekution bewilligende Gericht von dem bedenklichen Vorgehen
deS Schuldners in Kenntnis zn setzen.

1*
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8 .

Abgabe von Handverkanfsartikeln in öffentlichen
Apotheken.

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . April
1903 , Z . 129305 (M .-Abt . X , 2158/03 ) :

Mit dem Erlasse vom 19 . Dezember 1902 , Z . 24542 , hat das k. k.
Ministerium des Innern anläßlich des Einschreitens eines Apothekers nm die
Bewilligung zum Handverkäufe mehrerer pharmazeutischer Artikel eröffnet dast
zur Abgabe von Handvcrkaufsartikeln in öffentlichen Apotheken für den Bereich
derselben überhaupt keine besondere Bewilligung vorgeschrieben rst.

Hum Zwecke der Überwachung des Vertriebes dieser Artikel muß lediglich
ein vollständiges Verzeichnis der in der Apotheke für den Handverkauf bevor-
rätiqtcn nicht offizinellen Zubereitungen nebst den BereUnngsoorschnften auf¬
liegen und ein Elaborationsbuch über die jeweiligen Herstellungen dieser Artikel
in jeder Apotheke geführt werden.

Diese Nachweise sind der Visitations -Kommission , sowie jederzeit über
behördliche Requisition vorzulegen.

Sollte sich bei amtlicher Durchsicht dieser Verzeichnisse ergeben , daß der
eine oder andere Artikel seiner Zusammensetzung nach zum Handverkäufe un¬
geeignet ist , so wird es Sache der politischen Behörde erster Instanz sein , den
beanständeten Artikel von dem Handverkäufe ansznschließen , beziehungsweise
die Abgabe desselben im Handverkaufe zu untersagen , wogegen den Apothekern
der Rekurs offen steht.

Der 8 16 der mit dem Hofkanzleidekrete vom 3 . November 1803,
Z 16135 erlassenen Apothekeiinstrilktion und die Ministerialverordnung vom
17 . Dezember 1894 , R .- G .-Bl . Nr . 239 , bestimmen , welche arzneilichen Zu¬
bereitungen — außer den mit der Miiilsterialverordnnng vom 1. August 1884,
R .- G .-Bl . Nr . 131 , zum Handverkaufe in allen öffentlichen Apotheken zuge-
lassenen zusammengesetzten Arzneiznbereitungcn — als Handverkaussartikel
geführt werden dürfen.

Willkürliche , nicht den offizinellen Pharmakopoen entnommene Kombina¬
tionen von Arzneimitteln in Dosierungen , deren Verschreibung nur dem Arzte
znsteht , sind selbstverständlich vom Handverkäufe ausgeschlossen.

Da Handverkaufsartikel unmittelbar an die Kundschaft des Apothekers
abgegeben werden , so ist eine Annonziernng derselben in öffentlichen Blättern
oder ' Ankündigung durch Druckschriften irgend welcher Art unzulässig . Sobald
von derartigen Mitteln der Bekanntmachung Gebrauch gemacht wird , handelt
es sich bereits nm einen über die Grenze des internen Apothekenbetriebes
hinausgehenden Vertrieb dieser Artikel für den allgemeinen Apothekenverkehr
und ist für jeden derartigen Artikel in Gemäßheit der Mi »isterialverordnung
vom 16 . April 1901 , R .- G .-Bl . Nr . 40 , die besondere Anmeldung , sowie
Genehmigung des Ministeriums des Innern erforderlich.

In Entscheidniigssällen der politischen Behörden über die Statthaftigkeit
der Abgabe bestimmter Artikel im Handverkäufe werden die im Regulativ für
das pharmazeutische Komitee des Obersten Sanitätsrates enthaltenen Be¬
stimmungen steis als maßgebende orientierende Anhaltspunkte dienen können.

Bezüglich jener Artikel , welche ausschließlich zu Tierheilzwecken bestimmt
sind , wird bemerkt , daß die Zulässigkeit der Herstellung und Abgabe dieser
Artikel in Apotheken im Sinne des Schlnßabsatzes der Ministerialverordnnng
vom 1 . August 1884 , R .- G .-Bl . Nr . 131 , nach den allgemeinen über den
Verkehr mit Arzneien bestehenden Vorschriften zu beurteilen ist.

Hievon werden sämtliche k. k. Bezirkshanptmannschaften in Niedcröster-
reich , der Wiener Magistrat (Abt . X ), alle magistratischen Bezirksämter in
Wien und die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen a . d. Abbs in
Kenntnis gesetzt.

9.

Grundstenerbehandlung ans Anlatz des Auftretens
der Reblaus.

Verordnung des Finanzministeriums vom 20 . April 1903
wegen teilweiser Abänderung der Verordnungen des Finanzmini¬
steriums vom 20 . Dezember 1885 , R .-G .-Bl . Nr . 4 ex 1886,
und vom 6 . Juli 1890 , R .-G .-Bl . Nr . 144:

x.
In Ausführung des ß 8 des Gesetzes vom 27 . Juni 1885 , R .-G .-Bl.

Nr . 3 ox 1886 , wird nachstehendes verordnet:
I.

Die Anzeige über die infolge Reblansversenchnng oder Neblansgefahr
bewirkte Rodung beziehungsweise ' Wiederherstellung einer Weinpflanzung oder
eines Teiles einer solchen ist innerhalb sechs Wochen nach deren Vollzug zu
erstatten.

Bei Unterlassung der Anzeige innerhalb dieser Frist ist im Sinne der
Evidenzhaltungsvorschriften vorzugehen.

II.

Zum Zwecke der Berücksichtigung der Knltnrändernng bei der Grund-
fteneraufteilnng ist nachstehendes zu beachten:

1 . Ans Grund der gehörig instruierten Anzeige hat der Ev 'denzhaltnngs-
beamte unter Beziehung des Gemeindevorstehers oder dessen Vertreters ( Ver¬
treters des selbständigen Gntsgcbietes ), der Besitzer und zweier sachkundiger,
von der Gemeindevertretung (dein Gemeindeansschnsse ) zu best »nmeilden Ver¬
trauensmänner aus der betreffenden Gemeinde die Erhebung an Ort und LAelte
vorzunehmen . Durch das Nichterscheinen des Besitzers wird diese Amtshandlung
nicht gehemmt . „ . ^ , ,

2 . Die Erhebung bezweckt die Sicherstellung der Knltnrgattnng , welcher
das Grundstück gewidmet wurde , daun der Bonität desselben.

Hiebei ist auf die in den Operaten des Grnndstenerkatasters der betreffenden
Gemeinde , insbesondere in dem Verzeichnisse der Mustergründe und in dem
Klassisikationsprotokolle niedergeleglen Daten für die Ausstellung der Bonltüts-
klassen angemessene Rücksicht zu nehmen.

3 Die erhobenen tatsächlichen Verhältnisse hat der Evideiizhaltnngsbeamte
in dem im Sinne des Z 16 des Gesetzes vom 23 . Mai 1883 , R .- G .-Bl.
Nr . 83 , und der Vollzugsvorschrift hiezu vom 11 . Juni 1883 , R .- G .-Bl.
Nr . 91 , anzulegenden Aameldnngsbogen darzustellen und letzteren von sämt¬
lichen Anwesenden mitfertigen zu lassen . . . „ . . ^ ^

Etwaige abweichende Meinungen sind gleichfalls in dein Anmeldungv-
boqen ersichtlich zu machen.

' 4 Auf Grund des Erhebnngsresnltates hat der Vermessnngsbeamte den
Antrag ans Einreihung des Grundstückes in die entsprechende Bonitätsklasse
der neuen Knltnrgattnng zu stellen und zu begründen und sonach den Er-
hebnngsakt unter Anschluß sämtlicher Behelfe d -r Finanz -Landesbehorde vor-
znleqen . ^ .. .

' 5 . Die Finanz Landesbehörde hat nach vorgenomineuer Überprüfung
der Verhandlung in Absicht ans deren Vollständigkeit und den vorschrifts¬
mäßigen Vorgang bei der Erhebung , eventuell nach bewirkter Ergänzung
die Entscheidung wegen Berücksichtigung der Kulturäuderungen zugleich mit
jener in Angelegenheit der zeitlichen Grnndsteuerbefreiung zu treffen.

Gegen die letztere kann nach Maßgabe der Bestimmungen deS Gesetzes
vom 19 . März 1876 , R .- G .-Bl . Nr . 28 , der Rekurs an das Finanzministerium
einqebracht werden . , . ^ . .. ^

6 . Nach Maßgabe der Entscheidung ist von der Finanz -Landesbehorde
die Durchführung des Zuwachses oder Abfalles am Reinerträge in den Evidenz-
haltniigsoperaten , insbesondere in dem Verändernngsausweise und in den
Besitzb 'ögen , sowie die Berücksichtigung dess -lben bei der Steneranfteiluiig zu

veranlassen . ^

An Stelle des Schlnßabsatzes im Abschnitt I der h o . Verordnung vom
6 . Juli 1890 , R .-G .-Bl . Nr . 144 , tritt nachstehende Bestimmung:

„Die Überschreitung der vorbezeichneten Frist zieht in Gemäßheit der
Vorschriften über die Evidenzhalung des Grnndstenerkaiastcrs die nachteilige
Folge nach sich, daß die Steuerfreiheit erst von dem auf die Anzeige nachlt-

rn kiemilliaen ist ."

IG.

Erfordernis des Gewerbescheines für Besucher von
Märkten in Ungarn.

Erlaß der k. k. n .-b. Statthalters vom 23 . April 1903,
Z . 36818 , M .-Abt . XVll 2034/03 (Nvrmalienblatt des Magi¬
strates Nr . 57 ) :

Das kgl . ungarische Handelsministerium hat mit Erlaß vom 6 . November
1901 , Z . 39505 , die unterstehenden Behörden erinnert , daß der Besuch von
Märkten in Ungarn lediglich den Kauflenten (einschließlich der Wanderhändler)
und Gewerbetreibenden (einschließlich der Inhaber eines Wandergewerbes ), dann
den Verkäufern von Erzeugnissen der Hansindustrie zusteht , und daß die Kauf-
lente und Gewerbeinhaber , die einen Markt besuchen , daher verpflichtet sind,
ihre Gewerbescheine über Verlangen jederzeit vorzuweisen ; die ungarischen
Behörden wurden sonach angewiesen , M a r k t b e s u ch e r , die ohne Ge¬
werbeschein ans dem Markte erscheinen (von den Verkäufern
von Erzeugnissen der Hausindustrie abgesehen ) vom Verkaufe  a u s z u-

1 ^ Hüvon werden alle Beznkshanptmannschaften und die beiden Stadträte
in Niederösterreich , der Wiener Magistrat Abt . IX , dann die Handels - und
Gewerbekammer für Niederösterreich in Wien , infolge Erlasses des k. k. Handels¬
ministeriums vom 4 . April 1903 , Z . 1009 , behufs Verlautbarung unter den
Beteiligten in Kenntnis gesetzt.

L»
Unzulässigkeit des Detailreisens hinsichtlich des

Artikels „ Öfen ".

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 24 . April 1903 , M .-Abt . XVll , 5532/02 (Nvrmalienblatt
des Magistrates Nr . 51 ) :

Mit Eingabe vom 8 . November 1902 hat die Genossenschaft der Hafner
bei dem Magistrate nm die Hinausgabe einer Information der magistratischen
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Bezirksämter augesucht , dahingehend , daß Tonofen fowre deren Bestandteile
als : Kacheln , Schamotteziegeln . Lehm n . s. w . unter dem Ausdrucke .. Bau¬
materialien " im 8 1, Punkt 2 der Ministerialverorduung vom 4 . September
1902 N G -Bl Nr . 179 , beziehungsweise der Ministerialverordnnng voin
27 . Dezember 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 242 , nicht inbegriffen sei.

c>u Erledigung dieser Eingabe wurde der Genossenschaft mitgeteilt , dag nach
Anschauung des 'Magistrates die genannten Artikel weder in den im 8 1, Punkt 2
genannten „ Baumaterialien " , noch unter den un Punkte 3 angeführten

technischen Bedarfsartikeln für Beheiznngsanlagen " inbegriffen sein können.
Diese Anschauung gründet sich darauf , daß in dein dein Atagistrate selneizeit
zur Begutachtung vorgelegenen Mtnisterialentwurfe der Durchführungsver¬
ordnung unter Punkt 11 ' ,.Öfen " ohne Unterschied unter die bezüglich des Detail-
reisens begünstigten Artikel ausdrücklich ausgenommen waren , woraus hervor-
qeht daß Öfen sowie die zu deren Herstellung erforderlichen Materlallen weder
unter den in diesem Entwürfe gleichfalls angeführten „ Bauartrkeln (Punkt t)
noch unter den „ technischen Bedarfsartikeln " für Beheizung (Punkt 8) inbegriffen
waren . Da der im Entwürfe angeführte Punkt (Öfen ) in den zwei obenangezogenen
Durchführungsverordnnugen nicht ausgenommen erscheint, so ergibt sich daraus
mit voller Bestimmtheit , daß Öfen ohne Unterschied sowie alle zu rhrer Her¬
stellung erforderlichen Materialien zu jenen Artikeln zu zahlen sind, dezuglich
welcher das Anssuchen von Bestellungen bei Personen , in deren Geschäfts¬
betriebe diese Aitikel nicht Verwendung finden , ohne deren Aufforderung aus¬
geschlossen ist.

SÄ.
(Errichtung der linieuverzehrlnigssteueramtlichen Ab
fertiguiigsfteNe „ Simmeringer Hauptstraße ( Staats

bahn )".
Kundmachung der k. k. n .-ö. Fiiianz -Landes -Direktion vom

28 . April 1903 , Z . 23606 , betreffend die Errichtung der linien-
verzehrnngssteneramtlichen Abfertignngsstelle „SimmeringerHaupt-
strnße (Staatsbahn ) " , L .-G .- und V .-Bl . Nr . 33:

Auf Grund des FiuauzmiuisOral -Erlasses vom 2 -1. Mai 1899 , Z 27400,
wird in Ergänzung der Bestimmungen des 8 3 der Verordnung vom 13 . Juli
1891 , Z . 1149/Pr ., L.-G .- und V .-Bl . Nr . 41 , betreffend die Vollziehung
des Wiener Liuienverzehrungssteuergesetzes vom 10 . Mai 1890 , N .-G .-Bl.
Nr . 78 , bekanntgegeben , daß aus Anlaß der Errichtung der Haltestelle „Sinr-
meringer Hauptstraße " der Linie Wien — Dtrclitz der Priv . österr .-ungar.
Staatseisenbahn -Geseüschaft an dieser Haltestelle mit 1 . Mai 1903 zur Be-
amtshandlung linienverzehruugssteuerpflichtiger Gegenstände eine neue Ab-
skrtigungsstelle errichtet wird.

Diese Abserligungsstelle fungiert als Expositur des Lrinenverzchrungs-
steu.ramles Zeutral -Viehmarkt und führt die Bezeichnung „Liuienverzehrnngs-
steueramls -Expositur Simmeringer Hauptstraße (Staatsbahu ) ".

1L.
Gift Verschleiß

Das magistratische Bezirksamt für den IV . Bezirk in Wien hat mit
Bescheid vom 27 . April 1903 , Z 602/03 . dem Alexander rekte Israel Taussig
die augesuchte Konzession zum Verschleiß von Giften und der zu arzneilicher
Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate , insofern dies nicht ausschließlich
den Apothekern Vorbehalten ist, mit dem Standorte in Wien , IV ., Haupt¬
straße 24 , unter der Bedingung erteilt , daß alle den Gifthandel betreffenden
Bestimmungen genau cingehalieu und allfällige Veränderungen des Geschäfts¬
betriebes rechtzeitig angezeigt werden , ferner daß hinsichtlich des Verschleißes
von zu arzneilicher Verwertung bestimmten Stoffen und Präparaten , insofern
dieselben nicht dem ausschließlichen Vcrkaufsrechre der Apotheker Vorbehalten
find , der Verschleiß mit Rücksicht auf die Ministerialverorduung vom 17 . November
1883 , N .-G . Bl . Nr . 152 . nur im großen wie er zwischen Produzenten,
Fabrikanten , Handelsleuten und Apothekern vorkommt , stattfinde , daß alle
znbereiteten Arzneien ausgeschlossen bleiben , und daß hinsichtlich der sogenannten
pharmazeutischen Spezialitäten der mit der Ministerialverorduung vom 17 . De-
zember 1894 , N .- G .-Bl . Nr . 239 , festgesetzte Begriff genau eingehalten wird.

Die Konzession wurde 8>rb Nr . 878 Konzession in das Gewerberegister
eingetragen und für die Besteuerung der Konto Nr .-Z . 62665 eröffnet.

14
Haltung von Lehrlingen durch Patentinhaber.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 28 . April 1903 , M .-Abt . XVII 1657,03 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 58 ) :

Anläßlich der Anfrage eines magistratischen Bezirksamtes , ob die Aus¬
übung eines Privilegiums zur Haltung von Lehrlingen im Sinne der Ge¬
werbeordnung berechtige, hat der Magistrat in dem Senats -Beschlüsse vom
23 . April 1903 seine Anschauung im Hinblicke auf die Bestimmungen der
88 97 und 98 des Gewerbegesetzes , welche durch die Miuisterial -Verordnung
vom 15. September 1898 N .-G .-Bl . Nr . 162 , nicht aufgehoben worden sind,
dahin ausgesprochen , daß die Ausübung eines Privilegiums oder Patentes

allein noch nicht zur Haltung von Lehrlingen im Sinne der Gewerbeordnung
berechtige , beziehungsweise daß die bei einem Privilegium - oder Patentinhaber
in Verwendung stehenden Lehrlinge nicht als Lehrlinge iin Sinne der
Gewerbeordnung  betrachtet werden können.

«5 .
Änderung der Kehrordllinrg und Aufnahme einer
Anordnung in die Vankonsense betreffend geschoß

weife Vornahme des Nauchfarrgabziehens.
Erlaß des Magistrats -Direktors

vom 30 . April 1903 , M .-Abt . XIV,
des Magistrates Nr . 61 ) :

Dr . N . Wcis,kirchner
1678/03 (Normalienblatt

Nach der am 26 . April 1894 zur M .-Z . 433409/X1V 6X 1891 , vom Wiener
Magistrate erlassenen Kehrorduung sind alle neu angelegten Nauchfänge vor
ihrer Benützung durch eiuen berechtigten Rauchfangkehrer einer Nntersuchnng
zu unterziehen , um Übelstünde zu entdecken und deren Abhckfe herbeizuführen.
Über das Resultat dieser Untersuchungen ist von dem Rauchfangkehrer ein
Befund auszufertigen , welcher auf Verlangen der Behörde , speziell aber bei
Abhaltung des im Baugesetze vorgeschriebeneu Augenscheines zur Erteilung deS
Benützungskonsenses vorzuweisen ist. ^ '

Da jedoch die bisherige Gepflogenheit , das Abziehen und Untersuchen
der Nauchfänge durch den Rauchfangkehrer erst zur Zeit der Vollendung des
Rohbaues vornehmen zu lassen, einerseits die Entdeckung vou Mängeln bei.
der Nauchfangführung au und für sich schwieriger macht , andererseits die Be¬
hebung der Vorgefundenen Mängel wesentlich erschwert , so wird in Hinkunft
das Abziehen der Schornsteine nach Vollendung einer jeden Gleiche, das heißt
stockwerksweise, immer nach Fertigstellung eines Stockwerkes vorzunehmen
sein. Der Rauchfangkehrer wird die sich auf Grund der Kehrordnuug , be-
zi huugsweise der Bauordnung ergebenden Anstände jedesmal sogleich dem
Stadlbauamte im kurzen Wege zur Anzeige zn bringen haben , damit diese im
Innern der Mauern sonst nnkout -ollierbaren Abweichungen rechtzeitig abge¬
stellt werden können und so eine Kontrolle der Befunde erzielt wird.

Es ist demnach in die Baubewilliguug für Neu -, Um-, Zubautcn und
Stockwerksaufsetzungen , wo es sich um mehrstöckige Bauführungeu handelt
nachfolgende Bedingung ciuzuschaiten:

„Das Abziehen der Ranchfäuge hat nicht erst nach Vollendung des Roh¬
baues , sondern jedesmal nach Vollendung einer jeden einzelnen Stockwerks¬
gleiche zu geschehen. Ebenso ist der Befund des Rauchfangkehrers über den
Zustand der Ranchfäuge gleichenwei se  auszustellcn und dem Stadtbau¬
amte unmittelbar vorzulegeu . Bei Abhaltung des Augenscheines über da ? An¬
suchen um Erteilung des Bewohnungs - und Benützungskonsenses ist ein Ge-
samtbefllnd vorzuwesien ."

Die Ergänzung der Kehrordnuug im Sinne obiger Vorschrift wird Vor¬
behalten.

I « .
Jagdpolizeiliche Bestimmungen.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 1. Mai 1903,
Magistrats -Abteilung IX , Z . 6391/02:

Auf Grund des 8 51 des G,s >tz s vom 8 . Dezember 1902 , L.-G .-B.
Nr . 22 ex 1903 , womit ein Jagdgesetz für das Gemcindegebiet der k. k. Reichs
Haupt - und Residenzstadt Wien erlassen wurde , findet der Magistrat für jene
Eigeujagd - und Gemeindejagdgcbiete , aus welchen die Ausübung der Jagd
nicht vou Hof-  oder Staalsämtern durch eigene Fachorgane geleitet wird , anS
Gründen der öffentlichen Sicherheit nachfolgendes zu verordnen:

n) Das Erlegen des Wildes mit Kugeln und Posten jeder Art ist verboten.
b ) Treibjagden dürfen au Sonn - nnd Feiertagen während der Zeit des vor¬

mittägigen Gottesdienstes nicht abgehalteu werden ; in der Zeit vom
15 . April bis 16 . November aber ist an Sonn - und Feiertagen — mit
Ausnahme des Schießens ans der Uhuhütte — das Jagen mit Feuer¬
waffen überhaupt verboten . Unmündige dürfen als Treiber nicht verwendet
werden . . > . .

o) Das Schießen in der Richtung gegen alle als Passage dienenden Wege
und Steige innerhalb einer Entfernung von 200 Schritten ist verboten.
In der nächsten Umgebung von verbauten Gebieten , von Gebäuden und
Scheunen darf zwar das Wild ausgesucht und getrieben , nicht aber mit
Schußwaffen erlegt werden.

ck) Die Friedhöfe sind von der Ausübung der Jagd ausgenommen.
g) Im Laaerwalde ist überhaupt und entlang der Simmeringer Hauptstraße

in der Str cke vom Eisenbahnviadnkte bis zn dem nach Schwechat ge¬
richteten Ende des Zentral -Friedhoses auf 200 Schritte gegen die Straße,
ferner auf 200 Schritte gegen die gegenwärtig oder zukünftig an der
rückwärtigen Friedhofswaud befindliche Planke der Gebrauch sämtlicher
Feuerwaffen verboten ; desgleichen ist das Erlegen des Wildes mit Feuer¬
waffen  überhaupt in jenem Teile des Gemeindegebietes im Xll . Bezirte
gänzlich untersagt , welcher im Norden durch den Gerichtsweg , im Osten
durch die Bezirksgrenze zwischen dem XII . und X . Bezirke und im
Süden und Westen durch die Trace der Donanuferbahu begrenzt wird.
Übertretungen dieser Kundmachung werden , insofern nicht das allgemeine

S >rafgesetz zur Anwendung zu kommen hat , von dem zuständigen magi
sOatischen Bezirksamte nach ß 87 des Jagdgesetzes für das Gemeindegebicl
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der k. k. Neichshaupt - und Residenzstadt Wien vom 8. Dezember 1902,
L.-G .-Bl . Nr . 22 ex 1903 , geahndet.

Die den gleichen Gegenstand betreffenden Bestimmungen der Verordnung
des Magistrates vom 25 . Juli 1893 , Z . 135154/XV ex 1892 , sind mit dem
Beginne der Wirksamkeit des vorzitierten Jagdgesetzes außer Kraft getreten.

2 7 .
Festsetzung der Fristen bei Bewilligung von

gewerb lichen Betriebsanlagen.
Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalters vom 6. Mai

1903 , Z . 41429 (Normalieublatt des Magistrates Nr . 62 ) :
Das k. k. Ministerium des Innern hat die Wahrnehmung gemacht, daß

die Gewerbebehörden bei Erteilung der Bewilligung zur Benützung gewerb¬
licher Betriebsanlagen die für die Erfüllung der Betriebsbedingungen einge-
räumten Fristen vielfach kalendermäßig bestimmen . Dieser Umstand hat zur
Folge , daß in dem Falle , wenn der Eintritt der Rechtskraft des betreffenden
Auftrages durch Anfechtung oder durch verspätete Jntimierung unvorhergesehen
verzögert wird , die Fristen entweder gegenstandslos werden oder derart kurz
ansfallen , daß deren Einhaltung von den Parteien billigermaßcn nicht gefordertwerden kann.

Die unter solchen Verhältnissen erforderlich werdende Bemessung neuer
Fristen macht nicht selten neuerliche Verhandlungen notwendig , wodurch das
Verfahren eine überflüssige Verschleppung erfährt .'

Infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Jauern vom 16. April 1903,
Z . 16976 , werden alle k. k Bezirkshanptmannschaften und die beiden Stadt¬
räte in Niederösterreich , dann der Wiener Magistrat angewiesen , dafür Sorge
zu tragen , daß in Hinkunft in Fällen solcher Art die Fristen nicht kalender¬
mäßig , sondern durch Bezeichnung entsprechender , mit dem Zeitpunkte der
Rechtskraft des erteilten Auftrages beginnender Zeiträume bestimmt werden.

L8.
Stellung nnd Wirkungskreis der amerikanische,«

Kommerzialagerrtcn.
Erlaß der k. k. n .-v. Statthalterei vom 7. Mai 1903

Z . 42640 , M .-Abt . XXII , Z . 1228/03:
Laut Mitteilung des k. k. Ministeriums vom 11. April 1903

Z . 433 M . P ., ist dem k. k. Ministerium des Innern seitens der hiesigen
amerikanischen Botschaft eine Note zngekommen , in welcher die Stellung und
der Wirkungskreis der amerikanischen Kommerzialagenten präzisiert werden

Aus den Ausführungen der amerikanischen Botschaft ergibt sich, daß di-
Kommerzialagcnten der Vereinigten Staaten wirkliche, permanente Konsnlar-
beamte sind , deren Befugnis und Pflichten identisch sind mit jenen der Kon¬
suln , von welch letzteren sich die Kommerzialagenten nur in Rang und Grad
unterscheiden.

Sie haben Anspruch auf alle Rechte und dieselbe Immunität , welche
dem Konsnlardienste durch gesetzliche Bestimmung oder anderweitig gewährt
wurden . Sie werden vom Präsidenten der Vereinigten Staaten ernannt

Bei dieser Gelegenheit hat das k. u. k. Ministerium des Äußern bemerkt
daß das Exequatur nach den hierorts bestehenden Usanzen für Konsular -'
respektive Kommerzialagenten nicht erwirkt , sondern nur im Wege des k. k.
respektive des königl . Ungar . Minister -Präsidiums die Anerkennung nnd Zu¬
lassung zur Ausübung der konsularischen Funktionen verfügt wird .'

II. Ultt-iniitilll'i'stimttttiligeil
ZUagiflral:

19 .

Anwendung der Kronenwährnng im geschäftlichen
Verkehre.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 16 . April 1903 , M .-D . 952/03 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 48 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat am 23 . März 1903 zur Zahl
1786 nachstehenden Erlaß an die k. k. n .-ö. Statthalterei gerichtet:

Es ist eine wohlbekannte und vielfach beklagte Tatsache , daß sich die
Rechnung in der Kronenwährnng , obwohl dieselbe seit 1. Jänner 1900 obliga¬
torisch eingeführt ist, in den breiten Schichten der Bevölkerung bisher noch
nicht eingelebt hat , nnd daß sich namentlich eine große Anzahl , wenn nicht
die überwiegende Mehrzahl der Geschäftsleute nnd Gewerbetreibenden , noch
immer der Rechnung in der österreichischen Währung bedient.

Es besteht kein Zweifel , daß dieser Zustand , da er mit der obligatorischen
Feststellung der Kronenwährnng im Widerspruche steht, ungemein mißlich , ja
selbst vom Standpunkte der Fortführung der Währungsreform nicht unbe¬

denklich ist. Überdies zieht derselbe für das Publikum eine Reihe von Unzu¬
kömmlichkeiten nach sich.

Das Festhalien an der Rechnung in der österreichischen Währung im
privaten geschäftlichen Verkehre konnte ' insolange allenfalls noch einige Be¬
rechtigung für sich in Anspruch nehmen , oder ' doch als erklärlich gelten , als
die Zahlungsmittel teils ans österreichischeWährung , teils auf Kronenwährnng
lauteten . Da aber nunmehr und zwar seit 1. Jänner d. I . mit Ausnahme
der 1 fl.-Stücke , welche im österreichischen Geldwesen künftighin eine den
Talern im Deutschen Reiche ähnliche Nolle zu spielen berufen sind, nur mehr
ans Kronenwährnng lautende Zahlungsmittel zur Ausgabe gelangen , ist für
das weitere Festhalten an der Rechnung in der österreichischen Währung auch ver¬
letzte Grund weggefallen nnd erscheint es dringend geboten , daß von nun an
auch im geschäftlichen Verkehre die Rechnung in der Kronenwährnng zur An¬
wendung geiange und die Rechnungen , Preisangaben auf Waren rc. ans
Kronen und Heller gestellt werden.

Die unter besonderer öffentlicher Aufsicht stehenden oder zur öffentlichen
Rechnungslegung verpflichteten oder öffentlichen Zwecken dienenden Körper¬
schaften, Fonde , Vereine und Anstalten sind gemäß den Bestimmungen der
kaiserlichen Verordnung vom 21 . September 1899 , N .-G .-Bl . Nr . 176,
III . Teil , ß 3 nnd der Ministerial -Verordnnng vom 27 . Februar 1900,
R .-G .-Bl . Nr . 63 , ohnehin verpflichtet, die Bücher nnd Rechnungen in der
Kronenwährnng zu führen.

Aber auch solche Korporationen , Vereine nnd Anstalten , für welche eine
derartige gesetzliche Verpflichtung nicht besteht, sollten in Hinkunft ihre Rech¬
nungen nur mehr in der Kronenwährnng führen.

Nicht minder wird es sich auch für das große Publikum , insbesondere
aber für die Gewerbetreibenden im eigenen Jnterefse empfehlen , sich der
Rechnung in der gesetzlichen Währung zu bedienen.

Im Sinne dieses Ministerial -Erlasses , beziehungsweise des Erlasses der
k. k. n .-ö. Statthalterei vom 10 . April 1903 , Z . 32560 richte ich an die
städtischen Ämter sowie an die Gewerbegenossenschaften die Einladung , bei
allen sich bietenden Anlässen auf die Anwendung der Kronenwährnng im ge¬
schäftlichen Verkehre hinznwirken.

Erhebung der unbefugten Fremdeubeherberguugen
aus den Erwerbftenerakten.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 21 . April 1903 , M .-Abt . XVII 1626,03 (Normalieublatt
des Magistrates Nr . 56 ) :

Das Gremium der Hoteliers und Fremdenbeherberger in Wien hat
behufs leichterer Feststellung der unbefugt betriebenen Fremdenbeherbergungen
hierorts den Antrag gestellt, die k. k. Steueradministrationen zu ersuchen, jede
Besteuerung eines konzessionspflichtigen Betriebes der Gewerbebehörde zur
Kenntnis zu bringen.

Ein derartiges Ersuchen an die k. k. Steneradministrationen zn richten,
scheint deswegen zur Erreichung des gedachten Zweckes nicht notwendig , weil
die Eriverbsteuererhebungsakten seitens der k. k. Steuerbehörden ohnedies zur
Erhebung der für die Erwerbsteuerbemessung maßgebenden tatsächlichen Ver¬
hältnisse an die magistratischen Bezirksämter gelangen nnd letztere daher bei
genauer Prüfung dieser Akten leicht in der Lage sind, ans denselben etwaige
unbefugte Betriebe der Fremdenbeherbergung zu konstatieren.

Ich finde mich demnach bestimmt , anzuordnen , daß die magistratischen
Bezirksämter die an sie geleiteten Eiwerbstencrerhebungsakten in der augedeuteten
Hinsicht einer genauen  Prüfung zn unterziehen und im Falle eines ans
denselben konstatierten unbefugten Betriebes einer Fremdenbeberbcrgunq die
entsprechende Amtshandlung einzuleiten haben.

2 * '

Vereinfachungen in der Evidenthaltnng der Strafen
zum Versorg,nrgsfonds und im Vollzüge der Arreft-

ftrafen.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner

vom 22 . April 1903 , M .-D . 281/97 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 50 ) :

Unter Bezugnahme auf den h. ä . Normalerlaß vom 15. September 1902
M .-D . 1388/02 , Normalieublatt Nr . 102 (Mag .-Verordgs -Bl . 1902 , Seite 99 ) ,
betreffend die Durchführung der Straferkenntnisse der magistratischen Bezirks¬
ämter finde ich behufs Vereinfachung in der Eoidenthallnng der Strafen znm
Bersorgnngsfonds nnd im Vollzüge der Arreststrafeu nachstehendes anznordnen:

X E v i d e n t h a l t u n g der Strafen znm  V e r s o r g u n g s f o n d s.
Die Akten der magistratischen Bezirksämter über die zum Wiener all¬

gemeinen Versorgnngsfonds entfallenden Geldstrafen sind in Hinkunst nicht
mehr der Stadtbnchhaltung mit „Videal " zn übersenden , vielmehr sind anstatt
dessen vom Bezirksamte Verzeichnisse  über die von denselben verhängten
Geldstrafen znm Versorgungsfonds (nach dem mitfolgenden Muster anzn-
legen . Diese Verzeichnisse sind so rein nnd deutlich wie möglich zu führen,
monatlich abzuschließen, mit der Unterschrift des Bezirksamtsleiters sowie des
mit der Führung des Verzeichnisses betrauten , für die Nichtigkeit und Voll-
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ständigkeit der Eintragungen verantwortlichen Beamten zu versehen und bis
längstens 5 . des folgenden Monates dem Stadtbuchhaltungs -Departement VII
cinzusendeu . Die Übernahme hat letzteres auf der Expcditionsmappe zu bestätigen.

In das Verzeichnis ist sogleich nach Fällung eines Straferkenntnisses die
Aklenbezeichnung , die Strafregisterzahl , Bor - und Zuname des Bestraften
und der Strafbetrag einzntragen . Die in der ersten Rubrik des Verzeichnisses
enthaltene , von der Stadtbuchhaltung bereits vor Übermittlung der Verzeichnis-
formnlarien eingesetzte Straferlagszahl ist ans dem Akte , dem Strafregister¬
blatte , im Strafindex und ans einer allfälligen Kassa - Anwcisnng ersichtlich zu
machen . Der Akt ist ferner mit dem (roten ) Stampiglienanfdrnck „ V " (Ber-
sorgungsfonds ) zu versehen.

Die Führung dieser Verzeichnisse sowie die Eintragung des Strasfallcs
in den Strasindex , beziehungsweise der Straferlagszahl in den Akt und das
Negisterblatt wird in der Regel ein em verläßlichen Kanzleibeamten anznver-
trauen sein.

Die Strafakten selbst sind nach Rechtskraft des Erkenntnisses der Haupt¬
kassa (Abteilung ) zur Einhebung des Strafbetragcs zuzumittelu , welche in
ihren Kontobüchern , die mit den gleichen Straferlagszahleu wie die Verzeichnisse
des betreffenden Bezirksamtes versehen sind , zu der aus dem Akte, Straf¬
registerblatt oder der Kassa -Anweisung ersichtlichen , vom Bezirlsamte beigesetzten
Straferlagszahl die Strafe vorznschreibeu und die Eiuhebung wie bisher zu be¬
sorgen hat . Hiebei sind diebestehenden Bestimmungen , insbesondere die der h . ä.
Normalerlüsse vom 30 . Jänner 1902 , Z , 275 (Norm, ' Bl . Nr . 19 , Mag .-Ver-
ordgs . Bl . 1902 . Seite 23 ) und vom 15 . September 1902 , M .- D . 1388/02
(Norm .-Bl , Nr . 102 , Mag .-Vcrordgs, -Bl . 1902 , Seite 99 ) aufs genaueste ein-
znhalten.

Nach Bezahlung des Strafbetrages ist der Akt von der Hanptkassa
(Abteilung ) dem Bezirksamte vorzulegen , welches ihn mit „ aufzubehalten"
erledigt.

Strafgelder des Landesgerichtes , der Bezirksgerichte , auswärtiger Be¬
hörden rc . sind wie bisher von der Hauptkassa -Abteilung ohne Strafzahl,
bei der Hauptkassa -Zenlrale unter einer der für solche Fälle bestimmten Straf-
zahlln zu verrechnen ; derartige Jonrnalposten müssen ordnungsmäßig belegt sein.

Eine Änderung des bisherigen Vorganges irilt nicht ein bei den von
Magistrats - Abteilungen  ausgesprochenen und bei allen nicht
zum V e r s o r g u n g s f o n d s entfallenden Strafen.

L . Vollzug der  st c l l v e r t r e t e n d c n A r r e st st r a f e n.
Berichtet die Hauptkassa (Abteilung ) , daß ein Strafbetrag wegen „ Mangel

an Deckung " nicht hereingebracht werden konnte , so ist , und zwar ohne Unter¬
schied, ob der Strasbetrag zugunsten des Versorgungsfonds zu verrechnen
oder anderen Zwecken ( Staatsschatz , Krankenkassa , Uufallverficherungsanstalt rc .)
zuzusühren ist , ferner ohne Unterschied , ob eine Magistrats -Abteilung oder ein
Bezirksamt selbst das Straferkenutnis gefällt hat oder ob ein von einer aus¬
wärtigen Behörde ausgesprochenes Straferkenntnis vollzogen werden soll , der
Att der M a g i st r a t s - A b l e i l n n g XX im kurzen Wege zur weiteren
Veranlassung zu übermitteln.

Letztere hat die Umwandlung in die stellvertretende Arreststrafe unter Bei¬
setzung des Datums am Akte zu vermerken , das Strafumwandlungsdekret in
Ursch r i f t (ohne Erledignngsentwurf ) ausznfertigen , die Zustellung desselben,
ferner die Überwachung der Stellung in den Arrest , endlich die allfällige
zwangsweise Überstellung in den Arrest durch die Polizeibehörde zu ver¬
anlassen.

Über die voüstrecktcn oder durch besondere Umstände nicht durchführbaren
Arreststrafen ist , wenn die ursprüngliche Geldstrafe zugunsten des Versor-
gnngsfouds  ausgesprochen worden war , von der Magistrats -Abteilung XX
nu Verzeichnis (nach dem augeschlosscuen Muster II ) unter Einsetzung der Straf-
erlagszahlen zu führen und monatlich dem Stadtbuchhaltmigs -Departemeut VII
einzusenden.

Bezüglich dieser Verzeichnisse gilt im übrigen das oben ack A. Gesagte.
Nach Vollzug der Arrcststrafe ist der Akt an das betreffende Amt zurück

zuleiten.
Die Rückumwandlnng der Arreststrafe in die ursprüngliche Geldstrafe ge¬

schieht durch die erkennende  Behörde in der Weise , daß der Partei eine
mit der Straferlagszahl versehene Kassa -Anweisung eingehändigt oder eine
diesbezügliche Weisung für die Hanptkassa (Abteilung ) unter Anführung der
Straferlagszahl auf das Arrestdekret geschrieben wird . Ohne eine derartige
Anweisung darf die Hauptkassa (Abteilung ) nach Vorlage der „ Mangelrelation"
den Strafbetrag nicht entgegennehmen.

Von der erfolgten Rückumwandlung in die Geldstrafe und der Ein¬
zahlung derselben ist die Magistrats -Abteilung XX von der Hanptkassa sofort,
womöglich telephonisch , unter genauer Angabe des Tages und Journal¬
artikels zu verständigen.

Die mit dem Datum und Journalartikel der Einzahlung versehenen
Akten sind von ihr dem betreffenden Amte zurückzusenden.

6 . Vollzug der primären  A r r e st st r a f e u.
Wenn es sich um primäre Arreststrafen handelt , so sind die Strafakten

nach Rechtskraft des Erkenntnisses sofort  von dem erkennenden Amte
(Magistrats -Abteilung , Bezirksamt ) an die Magistrats -Abteilung XX zu leiten,
welche den Strafvollzug unter sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen
des Abschnittes L dnrchzuführen hat.

I) . S ch l u ß b e st i m m u n g e n.
Es sind sonach in Hinkunft bei Strafen zum Versorguugsfouds nur mehr

in folgenden Fällen die Strafakten der Stadtbuchhaltung mit „ Vidcat " zu
übermitteln:

a ) wenn der Arrestvollzug durch eine andere Behörde als durch die Magi¬
strats -Abteilung XX erfolgt ( z, B . durch irgend ein Bürgermeisteramt ) ;

d ) bei Strafherabsetzungen , wenn der verminderte Strafbetrag bezahlt wird;
o) bei gänzlicher Strafuachsicht oder Aufhebung des Erkenntnisses;
ä ) bei „ Mangelrelationen " betreffs solcher Strafen , für welche das Gesetz

keine stellvertretende Arreststrafe vorschreibt;
o) bei unbekanntem Aufenthalte der Partei oder bei Uneinbringlichkeit wegen

Aufenthaltes der Partei im Auslande , wenn dies vor Umwandlung in
die stellvertretende Arreststrafe festgestellt wird.
Die erforderlichen Verzeichnisformularien , Expeditionsmappeu , Stampig¬

lien u . dgl . sind durch das Buchhaltungs -Departement VII zu beziehen.
Die vorstehenden Anordnungen haben mit 1 . Mai 1903 in Kraft zu

treten . Bei den vor dem l . Mai gefällten Erkenntnissen sind die bisherigen
Bestimmungen , bezüglich der stellvertretenden Arreststrafen aber , wenn die
Arrestnmwandlung erst n a ch dem 1. Mai ausgesprochen wird , schon die neuen
Bestimmungen anzuweuden.

Gleichzeitig wird angeorduet , daß die Nückstandsausweise über die dem
Versoigungsfonds zufließenden Strafen seitens der Hanptkassa (Abteilung ! bis
längstens Ende März jedes Jahres der Stadtbnchhallung zu übermitteln sind ;
diese Ausweise haben zu enthalten die Straferlagszahl , die Aktenbezeichnung
des Bezirksamtes , die Strafregisteruummcr , den Namen des Bestraften , den
Strafbetrag u »d die letzte Relation.

22 .
ELlchaltiittg der Sonderbestimmungen

über Exekutionen gegen aktive Militärpersonen.
Erlas ; des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner

vom 9. Mai 1903 , M .-D . 1010,03 (Norinalienblatt des Magi¬
strates Nr . 60 ) :

Wie die k. k. Fiuanz -Landes -Direktion in Wien mit dem Erlasse vom
17 . April 1903 Z . 20543/1 hieher mitgeteilt hat , ist neuerlich der Fall vor-
gckommen , daß die bestehenden Souderbestimmungcn über den Vorgang bei
exekutiven Mahnungen und administrativen Mobiliarexekutionen gegen aktive
Personen der bewaffneten Macht und der Gendarmerie seitens eines magi¬
stratischen Bezirksamtes wieder gänzlich außer Acht gelassen wurden.

Mit Rücksicht ans die peinlichen Konsequenzen derartiger Vorfälle und
zum Zwecke der endgültigen Abstellung solcher Unzukömmlichkeiten werden die
städtischen Ämter angewiesen , bei Vornahme von exekutiven Schritten gegen
aktive Militärpersonen strengstens den Finanz -Ministerialerlaß vom 17 . De¬
zember 1896 , Z . 43786 , B .-Bl . Nr . 216 , intimiert mit Erlaß der Wiener
Finauz -Landes -Direklion vom 31 . Dezember 1896 , Z . 81079 , und den Z 64
der Dieustes -Jnstrnktiou für Exekutionsamtsbeamte des Magistrates zu be¬
achten.

Bei diesem Anlasse wird auch der Normal -Erlaß vom 15 . April 1902,
M .-Abt . XIX 974/02 (Normalieublatt Nr . 42 , M .-V .-Bl . ox 1902 , S . 44)
zur genauesten Dauachachtung in Erinnerung gebracht.

23 .
Verbot der probeweise » Verwendung von Schreib¬

maschinen in städtischen Ämtern.
Erlas ; des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner

vom 10 . Mai 1903 , M .-Abt . XXII 1123 03 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 59 ) :

Es ist zu meiner Kenntnis gelaugt , daß gegenwärtig noch Miner
Schreibmaschinen , deren Anschaffung allein der M .- Äbt . XXII nach erfolgter
Genehmigung der Magistrals -Direktion obliegt , von den Firmenvertretern
einzelnen städtischen Ämtern und insbesondere den magistratischen Bezirks¬
ämtern zur probeweise » Verwendung angeboten und von einzelnen Amts-
vorsteheru auch angenommen werden.

Da dieser Vorgang mit dem im Magistrats -Normalienblalt Nr . 47
ox 1903 knndgemachteu Erlaß der Magistrats -Direktion vom 11 . April 1903
M . -Abt . XXlt 88/02 im Widerspruche steht , finde ich mich bestimmt , sämt¬
liche Herren Amtsvorsteher zu ersuchen , zur probeweisen Verwendung oder zu
Versuchen angeboteue Schreibmaschinen welcher Systeme immer nicht anzu-
nehmeu und die allfällig bereits unter diesem Titel angenommenen Maschinen
sofort zninckzustcllen , beziehungsweise die betreffenden Firmen zur Zurück¬
nahme derselben aufznfordern.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte nnd im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Gans im Jahre

19O3 publizierten Gesetze und Verordnungen.

F . Reichsgesehbtntt.
Nr . Verordnung  der Ministerien des Innern

und der Finanzen vom 18 . April  1903 , mit welcher in
Durchführung des Gesetzes vom 8 . Juli 1902 , N .- G .-Bl . Nr . 144 , betreffend
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Begünstigungen für Gebäude mit gesunden und billigen Arbeiterwohnungen,
der Max Malprozentsatz der Verzinsung solcher Gebäude für Galizien und
Lodomerien inii Krakau festgesetzt wird.

Nr . SO. Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit den Ministern des Innern , der
Justiz , des Ackerbaues und der Eisenbahnen vom
23 . April 1903 , betreffend die Feststellung der Projekte und die Ent¬
eignung zuin Zwecke der Ausführung der nach dein Gesetze vom 1k . Juni
1901 , R .-G -Bl . N >'. 66 , herzustellenden Wasserstraßen.

Nr . NI . Verordnung des Finanzministeriums vom
20 . April 1903 wegen teilweiser Abänderung der Ver¬
ordnungen des Finanzministeriums vom 20 . Dezember
1885 , R .-G . -Vl . Nr . 4 ex 1886 , und vom 6. Juli 1890,
R . -G . -Vl . Nr . 144 , betreffend Grnndstencrbkhandlnug ans Anlaß des
Auftretens der Reblaus .*)

Nr . N2 . Verordnung des Justizministeriums
vom 22 . April 1903 , betreffend die Aktivierung des Bezirks¬
gerichtes in Stretto (Tijesno ) in Dalmatien.

Nr. NF. Gesetz vom 21. April 1903, betreffend die
Ausdehnung der zeitlichen Befreiung von der Hanszinsstener für Umbauten,
welche im Gebiete der Stadtgemeinde Bielitz ans öffentlichen Affaniernngs-
oder Verkehrsrücksichlen vorgenommen werden.

Nr . S4 . Gesetz vom 21. April 1903, betreffend die
Ausdehnung der zeitlichen Befreiung von der Hanszinsstener für Umbauten,
welche im Gebiete der Stadtgemeinde Mährisch -Ostran aus öffentlichen Assanie-
rungs - oder Verkehrsrücksichten vorgenommen werden.

Nr . N». Gesetz vom 21. April 1903, betreffend die
Ausdehnung der zeitlichen Befreiung von der Hanszinsstener für Umbauten,
welche im Gebiete der Stadtgemeinde Teschen aus öffentlichen Assaniernngs-
oder Verkehrsrücksichten vorgenommen werden.

Nr . NN. Gesetz vom 21. April 1903, mit welchem das
Gesetz vom 11 . Februar 1893 , R .-G .-Bl . Nr . 23 , betreffend die Befreiung
von Neu - und Umbauten im Assaniernngsrayon der königlichen Hauptstadt
Prag von der Hanszinsstener , abgeä ' dert wird.

Nr . N7. Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 8. April 1903 , durch welche für die
theologischen Fakultäten den k. k. Universitäten in Wien , Prag , Graz , Inns¬
bruck, Krakau und Lemberg , sowie die k. k. theologischen Fakultäten in Olmütz
und Salzburg bezüglich der Erlangung des theologischen Doktorates neue
Bestimmungen erlassen werden.

Nr . N8. Kundmachung des Handelsministeriums
vom 21 . März 1903 , betreffend die Zulassung der Wassermesser-
Typen III a , XV -r, XVII a , XXXV a nnd XXXVI zur e!chamtlichen Be¬
glaubigung.

Nr . SN. Kundmachung des Handelsministeriums
vom 24 . März 1903 , betreffend den Widerruf der provisorisch zuge¬
lassenen Elektrizitätszähleriype XXVII nnd die definitive Zulassung einer neuen
Zählertype zur eichamtl chen Beglaubigung unter der gleichen Bezeichnung
„Eleklrizitätszählertyve XXVII " .

Nr . INN . Kundmachung des Eisenbahnministerinms
vorn 28 . April 1903 , betreffend die Außerkraftsetzung des2. Ab¬
satzes des 8 13 der Allerhöchsten Konzessionsurkunde vom 25 . Juni 1870,
R .-G .-Bl . Nr . 109 , für das Ergänznngsnetz der k. k. pno . Österreichischen
Nordwestbahn.

Nr . INI . Verordnung des Justizministeriums
vom 29 . April 1903 , womit das Gesetz vom1. April 1872, R.-G -
Bl . Nr . 43 , betreffend die Vollziehung von Freiheitsstrafen in Einzelhaft nnd
die Bestellung von Strafvollzugs -Kommissionen , voin 1 . Juni 1303 ange¬
fangen für das Zellengefängnis des Landesgerichtes nnd des Bezirksgerichtes
in Laibach in Wirksamkeit gesetzt wird.

* ) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich aufgenommen.

Nr . IN2 . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 14 . April 1903 , womit die durch Ver¬
ordnung vom 21 . Dezember 1899 , R . -G .-Bl . Nr . 271 , erlassene Nigorosen-
Ordnnng für die medizinischen Fakultäten abgeändert wird.

Nr . INF . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 2. Mai 1903 , betreffend die Verlegung des Amtssitzes des
Steneramkes Nisano in Dalmatien.

Nr . IN4 Verordnung der Ministerien der Justiz
und der Finanzen im Einvernehmen mit dem Obersten
Rechnungshöfe vom 1. Mai 1903 , womit für den Bereich
der Zivilgerichtsdepositenämter in Wien , Prag , Graz und Triest die Behandlung
der für die Gerichte einlangenden Wertsendungen geregelt , der Anweifnngs-
(Scheck)verkchr des Postsparkassenamtcs eingeführt nnd die Vorschriften der
Depositenaintsinstrnklionen über Erfolglassnngen nnd periodische Kassagebarnngcn
ergänzt werden.

Nr . INF . Verordnung der Ministerien der Justiz
nnd der Finanzen im Einvernehmen mit dem Obersten
Rechnungshöfe vom 1. Mai 1903 , betreffend die Errichtung
eines Zivilgerichtsdepositenamtes in Brünn.

Nr . INN. Verordnung der Ministerien der Justiz
nnd der Finanzen im Einvernehmen mit dem Obersten
Rechnungshöfe Vom 1. Mai 1903 , betreffend Erläge zivil¬
gerichtlicher Bardepositen nnd Waisenkassengelder im Anwcisnngsfscheck - nnd
Clearingsvcrkehre der Postsparkassa.

Nr . LN7. Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 9. Mai 1903 , betreffend die Koiizessionierung einer von der
schmalspurigen Kleinbahn mit Dampfbetrieb von Beraun nach Konsprus ab¬
zweigenden Flügelbahn zur Verladestelle „olsarslr ^ lom «.

3 . Landesliksttzblntt.

Nr . FN. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 18 .' April
1903 , F . 39702 , betreffend die mehreren Armeubezirken erteilte Be¬
willigung zur Cinhebnng erhöhter Armenumlagen für daS Jahr 1903.

Nr . FS . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 15 . April
1903 , Z . 27138 , mit welcher die in Nummer 33 des Landcsgesetz-
bluttes VL 1893 verluntlnnte UnisouniernugSvorschrift für den Manipulanten
bei der k. k. Wiener Donankanal -Jnspektion aufgehoben wird.

Nr . F2 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 22 . April
1903 , Z . 90090 ex 1902 , betreffend die Bestimmung der Art
nnd Weise der polizeilichen Meldung von Fremden im Grunde der 8 und 9
der Ministerialverordnnng vom 15 . Februar 1857 , R -G .-Bl . Nr . 33 , gültig
für alle Gemeinden des Erzherzogtums Österreich unter der Enns mit Aus¬
nahme der zum Wiener Polizeirayon gehörigen Gemeinden.

Nr . FF . Kundmachung der k. k. n.- ö . Finanz-
Landes - Direktion vom 28 . April 1903 , Z . 23606,
betreffend die Errichtung der linienverzehrnngsstencramtlichen Abfertigungsstelle
„Simmeringer Hauptstraße (Skaatsbahn )" .*)

Nr . F4 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 7. Mai
1903 , Z . 45440 , betreffend die Erlassung eines neuen Knrstatntes
für den Kurort Baden.

" ) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc. " vollinhaltlich ausgenommen.
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